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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 23. Mai 1957 über den Aus- 
tausch von Postpaketen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Kuba 

— Drucksache 1598 — 


A. Bericht des Abgeordneten Iven (Düren) 


Das vorliegende Abkommen über den Austausch j 
von Postpaketen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Kuba ist dadurch be- 
gründet, daß die Republik Kuba nicht dem Post- 
paketabkommen des Weltpostvereins beigetreten 
ist. Sie wickelt ihren internationalen Paketdienst 
vielmehr auf Grund besonderer zweiseitiger Ab- 
kommen ab und verweist Postverwaltungen, die 
nicht mit ihr in einem zweiseitigen Vertragsver- 
hältnis stehen, auf die Vermittlung durch ihre Ver- \ 
tragspartner. Die Deutsche Bundespost war infolge- 
dessen bis zum Abschluß des besonderen Abkom- 
mens gezwungen, Pakete aus Deutschland nach 
Kuba über England oder Frankreich zu leiten. Da 
von diesen Ländern nur alle 4 bis 6 Wochen eine 
Schiffsverbindung nach Kuba besteht, erlitten die 
Sendungen erhebliche, teilweise wochenlange Ver- 
zögerungen. Es liegt im Interesse der deutschen 
Außenwirtschaft, daß diese großen Verzögerungen 
wegfallen, was vor allem durch die Benutzung deut- 
scher Schiffe, die drei- bis viermal monatlich nach 
Kuba auslaufen, möglich ist. 

Die kubanische Regierung zeigte sich nicht ge- 
neigt, den Austausch von Postpaketen mit der Bun- 
desrepublik Deutschland auf der Grundlage der am 
4. Juni 1928 in Havanna Unterzeichneten Überein- 
kunft betreffend den Austausch von Postpaketen 
zwischen Deutschland und der Republik Kuba durch- 
zuführen. Es war daher notwendig, ein neues zwei- 


: seitiges Abkommen abzuschließen, das am 23. Mai 
1957 unterzeichnet wurde. 

Mit diesem Abkommen erhält der gesamte Post- 
paketverkehr mit Kuba eine klare Rechtsgrundlage, 
was auch hinsichtlich der Regelung von Ersatz- 
leistungen zwischen den beteiligten Postverwaltun- 
gen bei Beschädigung, Beraubung und Verlust von 
Paketen von besonderer Bedeutung ist. 

Das vorliegende Abkommen enthält weitgehend 
dieselben Bestimmungen wie das Postpaketabkom- 
men von Ottawa, das mit dem Gesetz zu den in 
Ottawa im Oktober 1957 Unterzeichneten Verträgen 
des Weltpostvereins bereits vom Bundestag ange- 
nommen worden ist. Die Abweichungen sind gering- 
fügig. Die deutschen Gebührenanteile sowie die 
Seegebührenanteile entsprechen vollständig, die 
von Kuba verlangten Anteile im großen und ganzen 
den im Postpaketabkommen von Ottawa festgesetz- 
ten Grundgebühren. 

Der Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 23. Mai 1957 über den Austausch von Post- 
paketen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Kuba — Drucksache 1598 — 
wurde in der 106. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages vom 11. März 1960 an den Ausschuß für Ver- 
kehr, Post- und Fernmeldewesen überwiesen. Der 
Ausschuß hat den Entwurf in seiner 91. Sitzung vom 
8. Dezember 1960 beraten und einstimmig beschlos- 
sen, dem Bundestag die unveränderte Annahme zu 
empfehlen. 


Bonn, den 14. Dezember 1960 

Iven (Düren) 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1598 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 8. Dezember 1960 


Der Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen 


Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Iven (Düren) 

Berichterstatter 


2 



